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Einladung zur  
ordentlichen  

Hauptversammlung

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am

Donnerstag, dem 10. April 2025, 11:00 Uhr (MESZ)

im Haus der Wirtschaft, König-Karl-Halle
Willi-Bleicher-Straße 19

in 70174 Stuttgart 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen.

Tagesordnung
1 .	� VORLAGE DES FESTGESTELLTEN JAHRESAB-

SCHLUSSES UND DES GEBILLIGTEN KONZERN- 
ABSCHLUSSES ZUM 30. SEPTEMBER 2024  
MIT DEM LAGEBERICHT DER GESELLSCHAFT  
UND DES KONZERNS ZUM 30. SEPTEMBER 2024   
SOWIE DES BERICHTS DES AUFSICHTSRATS   
FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2023/24

Die vorgenannten Unterlagen sind nach den gesetzlichen Be-
stimmungen der Hauptversammlung zugänglich zu machen und 
können auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse 
www.dinkelacker-ag.de im Bereich „Investor Relations” abgerufen 
werden. Die Unterlagen können auch in den Geschäftsräumen 
am Sitz der DINKELACKER Aktiengesellschaft, Königstraße 18, 
70173 Stuttgart, eingesehen werden. Auf Verlangen wird jedem 
Aktionär kostenlos und unverzüglich eine Abschrift der vor-
genannten Unterlagen übersandt.

2 .	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE VERWENDUNG  
DES BILANZGEWINNS

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

Der Bilanzgewinn der DINKELACKER Aktiengesellschaft aus dem 
abgelaufenen Geschäftsjahr 2023/24 in Höhe von 11.017.200,78 € 
wird in Höhe von 9.316.320,00 € zur Ausschüttung einer Divi-
dende in Höhe von 20,00 € je dividendenberechtigter Stückaktie 
und eines Bonus in Höhe von 12,00 € je dividendenberechtigter 
Stückaktie verwendet. Der verbleibende Betrag in Höhe von 
1.700.880,78 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die von der 
Gesellschaft gehaltenen 8.865 eigenen Aktien, die nicht divi-
dendenberechtigt sind. 

Die Dividende und der Bonus sollen am 15. April 2025 ausge-
zahlt werden.

3.	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTLASTUNG  
DER MITGLIEDER DES VORSTANDS FÜR DAS  
GESCHÄFTSJAHR 2023/24

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2023/24 Entlastung zu erteilen.

4.	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ENTLASTUNG  
DER MITGLIEDER DES AUFSICHTSRATS FÜR DAS 
GESCHÄFTSJAHR 2023/24

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2023/24 Entlastung zu erteilen.

5.	� WAHL DES ABSCHLUSSPRÜFERS UND DES  
KONZERNABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DAS  
GESCHÄFTSJAHR 2024/25

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die EY GmbH & Co. KG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Stuttgart, zum Abschlussprüfer und Kon-
zernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024/25 zu wählen.

6.	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG  
DER SATZUNG ZUR ANPASSUNG DES  
NACHWEISSTICHTAGS FÜR DIE ANMELDUNG  
ZUR HAUPTVERSAMMLUNG

Die Definition des Stichtags für den Nachweis des Anteilsbesitzes 
für die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
in § 15 Abs. 3 Satzung der Gesellschaft soll an den durch das 
Zukunftsfinanzierungsgesetz vom 11. Dezember 2023 geänder-
ten § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG angepasst werden. Eine materielle 
Änderung der Frist ist hiermit nicht verbunden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

�§ 15 Abs. 3 der Satzung (Teilnahme an der Hauptversammlung) 
wird wie folgt neu gefasst:

�„(3) �Für den Nachweis des Anteilsbesitzes reicht ein Nachweis 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus, der sich auf den Geschäfts-
schluss des 22. Tages  vor der Hauptversammlung bezieht.”

7.	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ÄNDERUNG  
DER SATZUNG ZUR KÜNFTIGEN ERMÖGLICHUNG  
VIRTUELLER HAUPTVERSAMMLUNGEN

Der Vorstand kann gemäß § 118a AktG in der Satzung ermäch-
tigt werden, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne  
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am 
Ort der Hauptversammlung abgehalten wird. Die Ermächtigung 
für eine solche virtuelle Hauptversammlung kann längstens für 
einen Zeitraum von fünf Jahren nach Eintragung der entspre-
chenden Satzungsänderung im Handelsregister erteilt werden. 

Der Vorstand soll dementsprechend ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats virtuelle Hauptversammlungen 
einzuberufen. Die Ermächtigung soll bis zum Ablauf der Haupt-
versammlungssaison im Jahr 2030 gelten und deshalb erst 
nach dem 31. Mai 2025 vom Vorstand zur Eintragung in das 
Handelsregister angemeldet werden. Für zukünftige Haupt-
versammlungen soll unter Berücksichtigung der Umstände 
des jeweiligen Einzelfalls entschieden werden, ob von der Er-
mächtigung Gebrauch gemacht und eine Hauptversammlung 
als virtuelle Hauptversammlung abgehalten werden soll. Bei der  
Entscheidung sollen die Interessen der Gesellschaft und der 
Aktionäre, insbesondere die Aktionärsrechte, der Aufwand und 
die Kosten sowie Nachhaltigkeitserwägungen, berücksichtigt 
werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen: 

In § 15 der Satzung der Gesellschaft wird der folgende neue 
Absatz 4 angefügt:

�„(4) �Der Vorstand ist für bis zum Ablauf des 31. Mai 2030 statt-
findende Hauptversammlungen ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats vorzusehen, dass die Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevoll-
mächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten 
wird (virtuelle Hauptversammlung). Bei Durchführung einer 
virtuellen Hauptversammlung können die Mitglieder des 
Aufsichtsrats mit Ausnahme des Versammlungsleiters 
auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen.”
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Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderung erst 
nach dem 31. Mai 2025 zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden.

8.	� BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE ERMÄCHTIGUNG 
ZUM ERWERB UND ZUR VERWENDUNG EIGENER  
AKTIEN MIT MÖGLICHEM AUSSCHLUSS  
DES BEZUGSRECHTS UND EINES SONSTIGEN  
ANDIENUNGSRECHTS

Derzeit besteht keine Ermächtigung zum Erwerb oder zur Ver-
äußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre. Daher soll eine Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien mit möglichem Ausschluss 
des Bezugsrechts und eines sonstigen Andienungsrechts be-
schlossen werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

a)	� Der Vorstand wird ermächtigt, vom 11. April 2025 bis zum 31. 
März 2030 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien mit 
einem auf diesen entfallenden anteiligen Betrag am Grund-
kapital von insgesamt bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser 
Betrag niedriger ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft 
zu erwerben. Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermäch-
tigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der 
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat 
und noch besitzt oder die ihr gemäß § 71d und § 71e AktG 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Vorgaben in 
§ 71 Abs. 2 Sätze 2 und 3 AktG sind zu beachten.

	� Der Erwerb darf nur über die Börse oder mittels eines an 
sämtliche Aktionäre gerichteten öffentlichen Erwerbsan-
gebots erfolgen und muss dem Grundsatz der Gleichbe- 
handlung der Aktionäre (§ 53a AktG) genügen. Erfolgt der 
Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) den volumenge-
wichteten Durchschnittskurs für Aktien der Gesellschaft im 
Freiverkehr der Börse Stuttgart in den dem Erwerb voraus-
gehenden drei Monaten um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen 
Erwerbsangebots, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) den volumengewichte-
ten Durchschnittskurs für Aktien der Gesellschaft im Freiver-
kehr der Börse Stuttgart in den drei Monaten vor dem Tag der 
Veröffentlichung des Erwerbsangebots um nicht mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten. Ergibt sich nach der Veröffentli-
chung des Erwerbsangebots eine erhebliche Kursabweichung 
von dem gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der 
gebotenen Kaufpreisspanne, so kann das Erwerbsangebot 
angepasst werden. Der maßgebliche Referenzkurs ist in 
diesem Fall der volumengewichtete Durchschnittskurs für 
Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr der Börse Stuttgart 
an den dem Erwerb vorausgehenden zehn Börsenhandels- 
tagen; die 10 %-Grenze für das Über- oder Unterschreiten 
ist auf diesen Betrag anzuwenden.

	� Das Volumen des öffentlichen Erwerbsangebots kann be-
grenzt werden. Sofern die Gesamtzahl der auf ein öffentli-
ches Erwerbsangebot angedienten Aktien dessen Volumen 

überschreitet, kann der Erwerb nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien (Andienungsquoten) statt nach dem 
Verhältnis der Beteiligung der andienenden Aktionäre an der 
Gesellschaft (Beteiligungsquoten) erfolgen. Darüber hinaus 
kann eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen 
(bis zu 5 Aktien je Aktionär) erfolgen sowie zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kauf-
männischen Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges 
weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit 
ausgeschlossen. 

	� Die Ermächtigung kann vollständig oder in mehreren Teil-
beträgen verteilt auf mehrere Erwerbszeitpunkte ausgenutzt 
werden, bis das maximale Erwerbsvolumen erreicht ist. 
Der Erwerb kann durch die Gesellschaft, durch ein von der  
Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz  
stehendes Unternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft 
oder eines von der Gesellschaft abhängigen oder in ihrem 
Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmens durch Dritte  
durchgeführt werden. Die Ermächtigung kann unter Beach- 
tung der gesetzlichen Voraussetzungen zu jedem gesetzlich  
zulässigen Zweck, insbesondere in Verfolgung eines oder 
mehrerer der in lit. c), d), e) und f) genannten Zwecke, aus-
geübt werden. Als Zweck ist der Handel in eigenen Aktien 
ausgeschlossen.

b)	� Erfolgt die Verwendung von eigenen Aktien zu einem oder 
mehreren der in lit. c), d) oder e) genannten Zwecke, ist das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen. Bei Veräuße-
rung der erworbenen eigenen Aktien über die Börse besteht 
ebenfalls kein Bezugsrecht der Aktionäre. Für den Fall einer 
Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien durch ein öf-
fentliches Angebot an die Aktionäre, das unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes erfolgt, wird der Vorstand 
ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge 
auszuschließen.

c)	� Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der vorstehenden 
Ermächtigung oder auf andere Weise erworbene eigene 
Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an alle Aktionäre unter der Voraussetzung zu 
veräußern, dass die Veräußerung gegen Geldzahlung und 
zu einem Preis erfolgt, der den volumengewichteten Durch-
schnittskurs für Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr der 
Börse Stuttgart in den der Veräußerung vorausgehenden 
zehn Börsenhandelstagen nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Verwendungsermächtigung ist beschränkt auf Aktien 
mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 
20 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen 
darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
dieser Ermächtigung noch – falls dieser Betrag niedriger ist – 
im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. 
Die Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals vermindert 
sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf 
diejenigen Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden. Die Höchstgrenze von 20 % des Grund-
kapitals vermindert sich ferner um den anteiligen Betrag 
des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur 
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. Options- oder Wandlungspflichten 
auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

d)	 �Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der vorstehenden 
Ermächtigung oder auf andere Weise erworbene eigene 
Aktien an Dritte zu übertragen, soweit dies zu dem Zweck 
erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände zu 
erwerben oder Unternehmenszusammenschlüsse durchzu-
führen. 

e)	 �Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der vorstehenden 
Ermächtigung oder auf andere Weise erworbene eigene 
Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder an Mitarbeiter 
oder Organmitglieder von nachgeordneten verbundenen 
Unternehmen der Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff. AktG 
zu übertragen.

f)	� Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der vorstehenden 
Ermächtigung oder auf andere Weise erworbene eigene 
Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzu-
ziehen. Die Einziehung kann ohne Kapitalherabsetzung durch 
Anpassung des anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien 
am Grundkapital der Gesellschaft erfolgen. Der Vorstand 
wird für diesen Fall zur Anpassung der Zahl der Aktien in 
der Satzung ermächtigt. Die Einziehung kann auch mit einer 
Kapitalherabsetzung verbunden werden. In diesem Fall ist 
der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital um den auf die 
eingezogenen Aktien entfallenden anteiligen Betrag des 
Grundkapitals herabzusetzen und die Angabe der Zahl der 
Aktien und des Grundkapitals in der Satzung entsprechen 
anzupassen.

g)	� Von den Ermächtigungen in lit. c), d) und e) darf der Vorstand 
nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats Gebrauch machen. Im 
Übrigen kann der Aufsichtsrat bestimmen, dass Maßnahmen 
des Vorstands aufgrund dieses Hauptversammlungsbe-
schlusses nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 
dürfen.

h)	� Von den vorstehenden Verwendungsermächtigungen kann 
einmal oder mehrmals, jeweils einzeln oder zusammen, be-
zogen auf Teilvolumina der eigenen Aktien oder auf den Be-
stand eigener Aktien insgesamt Gebrauch gemacht werden.

Berichte des
Vorstands an die 
Hauptversammlung
 
BERICHT DES VORSTANDS AN DIE HAUPTVER- 
SAMMLUNG ZU PUNKT 8 DER TAGESORDNUNG ÜBER 
DEN AUSSCHLUSS DES BEZUGSRECHTS UND  
EINES SONSTIGEN ANDIENUNGSRECHTS GEMÄSS  
§ 71 ABS. 1 ZIFFER 8, § 186 ABS. 4 SATZ 2 AKTG 
(ERMÄCHTIGUNG ZUM ERWERB UND ZUR  
VERWENDUNG EIGENER AKTIEN)

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, 
aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung eigene 
Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres Grundkapitals zu erwerben. 
Tagesordnungspunkt 8 der am 10. April 2025 stattfindenden 
ordentlichen Hauptversammlung der DINKELACKER Aktienge-
sellschaft enthält den Vorschlag, eine entsprechende Ermäch-
tigung zu erteilen. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt 
werden, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene 
Aktien bis zur Höhe von insgesamt 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft entweder über die Börse oder mittels eines an 
sämtliche Aktionäre gerichteten, öffentlichen Erwerbsangebots 
zu erwerben. Der Erwerb soll auch durch ein von der Gesell-
schaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes 
Unternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft oder eines 
von der Gesellschaft abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz 
stehenden Unternehmens durch Dritte ausgeübt werden können. 
Bei der Laufzeit der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 
soll von der gesetzlichen Regelung Gebrauch gemacht werden, 
die eine Dauer von bis zu fünf Jahren ermöglicht.
 
a)	� Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Erwerbsan-

gebots, ist im Ausgangspunkt, ebenso wie beim Erwerb der 
Aktien über die Börse, der Gleichbehandlungsgrundsatz des 
§ 53a AktG zu beachten. Übersteigt die zum festgesetzten 
Angebotspreis angebotene Anzahl die von der Gesellschaft 
nachgefragte Anzahl an Aktien, soll es nach der vorgeschla-
genen Ermächtigung aber möglich sein, dass der Erwerb nach 
dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) 
erfolgt. Nur wenn ein Erwerb nach Andienungsquoten statt 
nach Beteiligungsquoten erfolgt, lässt sich das Erwerbs-
verfahren in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen 
technisch abwickeln. Darüber hinaus soll es möglich sein, 
eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Stückzahlen bis zu 
maximal 5 Stück je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient zum einen dazu, kleine, in der Regel unwirtschaftli-
che Restbestände und eine damit möglicherweise einher- 
gehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären 
zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfa-
chung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens.  
Schließlich soll in allen Fällen eine Rundung nach kauf-
männischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Dies dient 
ebenfalls der Vereinfachung der technischen Abwicklung. Der  
Vorstand hält in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat  
einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weiter-
gehenden Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich 
gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für an-
gemessen. 
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b)	� Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können 
über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle 
Aktionäre wieder veräußert werden. Auf diese Weise wird 
bei der Wiederveräußerung der Aktien dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Soweit die Aktien 
durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, soll der 
Vorstand ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auf die eigenen Aktien für Spitzenbeträge auszuschließen. Die 
Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzen-
beträge dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsver-
hältnis darzustellen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder 
durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwäs-
serungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbe- 
träge gering. 

c)	� Darüber hinaus kann die Gesellschaft nach der vorgeschla-
genen Ermächtigung die erworbenen eigenen Aktien auch 
außerhalb der Börse ohne ein an alle Aktionäre gerichtetes 
öffentliches Angebot gegen Geldzahlung veräußern, wenn der 
Veräußerungspreis den Börsenkurs zur Zeit der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird 
von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum 
vereinfachten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. 
Sie dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines 
bestmöglichen Preises bei Veräußerung der eigenen Aktien. 
Die Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich aufgrund 
der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen schnell 
und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine 
marktnahe Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungserlös 
führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss 
je veräußerter Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit 
Bezugsrecht, bei der es in der Regel zu nicht unwesentlichen 
Abschlägen vom Börsenpreis kommt. Durch den Verzicht auf 
die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugs-
rechts kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich kurz-
fristig bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. 
Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre 
werden dabei angemessen gewahrt. 

	� Die auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestützte Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss bei der Veräußerung eigener Aktien 
ist unter Einbeziehung etwaiger anderer Ermächtigungen zur 
Ausgabe bzw. Veräußerung von Aktien oder Schuldverschrei-
bungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. Options- 
oder Wandlungspflichten unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß, entsprechend oder in sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auf insgesamt höchstens 20 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt. 

	� Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre 
wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu 
einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen 
Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Als Börsen-
kurs zur Zeit der Veräußerung wird der volumengewichtete 
Durchschnittskurs für Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr 
der Börse Stuttgart in den der Veräußerung vorausgehen-
den zehn Börsenhandelstagen bestimmt, um einerseits der 
Marktliquidität und andererseits dem Gebot der zeitnahen 
Bemessungsgrundlage Rechnung zu tragen. Die endgültige 
Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien 

geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird 
sich dabei – unter Berücksichtigung der aktuellen Markt-
gegebenheiten – bemühen, einen eventuellen Abschlag vom 
Börsenkurs so niedrig wie möglich zu halten. Interessierte 
Aktionäre können ihre Beteiligungsquote zu im Wesentlichen 
gleichen Bedingungen durch Zukäufe im Markt aufrecht-
erhalten. 

d) �Die Gesellschaft soll ferner die Möglichkeit erhalten, eigene 
Aktien als Gegenleistung an Dritte zu übertragen, soweit dies 
zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile oder 
Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögens-
gegenstände zu erwerben oder Unternehmenszusammen-
schlüsse durchzuführen. Dabei soll das Bezugsrecht der 
Aktionäre ebenfalls ausgeschlossen sein. Die Gesellschaft 
steht im Wettbewerb mit anderen Unternehmen ihrer Bran-
che. Sie muss jederzeit in der Lage sein, in den maßgeblichen 
Märkten schnell und flexibel zu handeln. Dazu gehört auch 
die Möglichkeit, sich zur Verbesserung der Wettbewerbs-
position mit anderen Unternehmen zusammenzuschließen 
oder Unternehmen, Unternehmensteile und Beteiligungen an 
Unternehmen zu erwerben. Insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensteilen 
kann es zudem wirtschaftlich sinnvoll sein, auch sonstige Ver-
mögensgegenstände, insbesondere Immobilien, zu erwerben. 
Die im Interesse der Gesellschaft optimale Umsetzung besteht 
im Einzelfall darin, den Unternehmenszusammenschluss oder 
die Akquisition unter Gewährung von Aktien der erwerbenden 
Gesellschaft durchzuführen. 

	� Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den 
notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich bietende 
Gelegenheiten zum Unternehmenszusammenschluss oder zu 
Akquisitionen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Bei 
Einräumung eines Bezugsrechts wäre dies nicht möglich und 
die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären 
nicht erreichbar. 

	� Wenn sich entsprechende Vorhaben konkretisieren, wird der 
Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 
Gewährung eigener Aktien Gebrauch machen soll. Bei der 
Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand 
sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt bleiben. In der Regel wird er sich bei der Bemessung 
des Werts der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am 
aktuellen Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft orientieren. 

e)	� Der Vorstand soll nach dem Beschlussvorschlag ferner 
ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen, wenn die eigenen Aktien an Mitarbeiter der 
Gesellschaft oder an Mitarbeiter oder Organmitglieder von 
ihr nachgeordneten verbundenen Unternehmen übertragen 
werden. Dadurch soll der Gesellschaft die Möglichkeit einge-
räumt werden, Belegschaftsaktien an ihre Mitarbeiter sowie 
die Mitarbeiter und Organmitglieder der Konzernunternehmen 
auszugeben. Belegschaftsaktien können zu einer Identifikation 
der Mitarbeiter oder Organmitglieder mit der Gesellschaft 
beitragen. Aus Sicht des Vorstands stellt die Möglichkeit der 
Ausgabe von Belegschaftsaktien eine gute Ergänzung zur 
bestehenden Vergütungsstruktur dar. Außerdem vermeidet 
die Verwendung eigener Aktien die Schaffung neuer Aktien.

f)	� Ferner enthält der Beschlussvorschlag die Ermächtigung der 
Gesellschaft, ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss 
eigene Aktien einzuziehen. Die Ermächtigung erlaubt es 
der Gesellschaft, auf die jeweilige Kapitalmarktsituation 
angemessen und flexibel zu reagieren. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung sieht dabei vor, dass der Vorstand die Aktien 
mit Kapitalherabsetzung oder entsprechend § 237 Abs. 3 
Nr. 3 AktG auch ohne Kapitalherabsetzung einziehen kann. 
Durch Einziehung der Aktien ohne Kapitalherabsetzung 
erhöht sich der anteilige Betrag der übrigen Aktien am 
Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand wird insoweit 
ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der veränderten Anzahl 
der Aktien bzw. des Grundkapitals anzupassen. Die Rechte 
der Aktionäre werden in keinem der beiden vorgenannten 
Fälle beeinträchtigt.

Der Vorstand soll gemäß lit. g) des Beschlussvorschlags (i) von 
der Ermächtigung, eigene Aktien auch außerhalb der Börse 
ohne ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Angebot 
gegen Geldzahlung zu veräußern, (ii) von der Ermächtigung, 
eigene Aktien an Dritte zu übertragen, soweit dies zu dem 
Zweck erfolgt, Unternehmen, Unternehmensteile oder Be-
teiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegen-
stände zu erwerben oder Unternehmenszusammenschlüsse 
durchzuführen, sowie (iii) von der Ermächtigung, eigene Ak-
tien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder Mitarbeiter oder 
Organmitglieder von nachgeordneten verbundenen Unter-
nehmen zu übertragen nur mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Gebrauch machen dürfen. Im Übrigen soll der Aufsichts-
rat bestimmen können, dass Maßnahmen des Vorstands auf. 
grund des vorgeschlagenen Hauptversammlungsbeschlusses 
nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

Der Vorstand hält in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat 
den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus 
den aufgezeigten Gründen – auch unter Berücksichtigung eines 
möglichen Verwässerungseffekts – für sachlich gerechtfertigt 
und gegenüber den Aktionären für angemessen. Der Vorstand 
wird die jeweils nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung 
der Ermächtigung unterrichten.

MITTEILUNGEN UND INFORMATIONEN  
FÜR DIE AKTIONÄRE

TEILNAHME AN DER HAUPTVERSAMMLUNG
UND AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind nach § 15 der Satzung diejenigen Aktionäre 
berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und 
der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachweisen. 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen 
der Gesellschaft in Textform (§ 126b BGB) unter der nachste-
henden Adresse der für die Gesellschaft empfangsberechtigten 
Stelle bis spätestens zum Donnerstag, dem 3. April 2025, bis 
24:00 Uhr zugehen:

DINKELACKER Aktiengesellschaft
c/o Computershare Operations Center
80249 München 
MAIL anmeldestelle@computershare.de

Oder: 
SWIFT: CMDHDEMMXXX; Instruktionen gemäß ISO 20022;  
Autorisierung über SWIFT Relationship Management Application 
(RMA) erforderlich

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat durch einen Nachweis 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG oder durch einen sonstigen vom 
Letztintermediär in Textform erstellten Nachweis zu erfolgen, 
der sich auf den Beginn des 20. März 2025 („Nachweisstichtag”), 
bezieht. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an 
der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als 
Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht 
hat. Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts richtet sich nach dem 
nachgewiesenen Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Veräu-
ßerungen und Erwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag 
haben gegenüber der Gesellschaft keine Auswirkungen auf die 
Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts. 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihres An-
teilsbesitzes bei der Gesellschaft unter der oben genannten 
Adresse werden den Aktionären Eintrittskarten für die Haupt-
versammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Ein-
trittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig 
für die Anmeldung und die Übersendung des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes an die Gesellschaft unter der oben genannten 
Adresse Sorge zu tragen.

Aktionäre, die zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts berechtigt sind und nicht selbst an 
der Hauptversammlung teilnehmen können oder wollen, können 
ihr Stimmrecht unter entsprechender Vollmachtserteilung durch 
einen Bevollmächtigten, auch durch ein Kreditinstitut oder eine 
Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen.

GEGENANTRÄGE UND WAHLVORSCHLÄGE

Gegenanträge und Wahlvorschläge zur Hauptversammlung sind 
bis zum 26. März 2025, 24:00 Uhr, an die folgende Adresse der 
Gesellschaft zu richten: 

DINKELACKER Aktiengesellschaft
Königstraße 18
70173 Stuttgart
MAIL hauptversammlung@dinkelacker-ag.de

INFORMATION ZUM DATENSCHUTZ

Die Gesellschaft erhebt und verarbeitet im Zusammenhang 
mit der Hauptversammlung personenbezogene Daten von Ak-
tionären, Aktionärsvertretern und Gästen. Einzelheiten hierzu 
können auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse  
www.dinkelacker-ag.de im Bereich „Investor Relations” unter 
dem Link „Hauptversammlung” abgerufen werden. Aktionäre, 
die einen Vertreter bevollmächtigen, werden gebeten, diesen 
über die Information zum Datenschutz zu informieren.

Stuttgart, im Februar 2025

DINKELACKER Aktiengesellschaft

Der Vorstand
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